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Ärztemangel

Immer weniger Mediziner sind bereit, sich als Vertragsarzt niederzulassen. Niedergelassene 
Ärzte im hausärztlichen Bereich haben Schwierigkeiten, einen Nachfolger zu finden. Die 
Gründe hierfür sind vielfältig. Laut einer Studie der Bertelsmann-Stiftung wird jeder vierte 
Hausarzt in den kommenden fünf Jahren aufhören. Gleichzeitig sieht der Bund zusätzliche 
Aufgaben für Hausärzte vor, da sie verstärkt Anlaufstelle des Patienten zur Verteilung auf 
Fachärzte werden sollen.

Ich frage den Magistrat:

Welche Zahl von Abgängen niedergelassener Hausärzte in den nächsten fünf Jahren 
werden erwartet, und welche Maßnahmen werden vom Magistrat ergriffen, um junge 
Hausärztinnen und Hausärzte für eine Niederlassung in der Stadt zu gewinnen?

Antwort:

Eine wohnortnahe hausärztliche Versorgung ist von grundlegender Bedeutung für 
Gesundheit und Lebensqualität der Bewohnerschaft eines Stadtteils.

Der Magistrat unterstützt das Anliegen nach einer wohnortnahen medizinischen Versorgung 
ausdrücklich. Allerdings wird die Verteilung der Zulassungen für niedergelassene Ärztinnen 
und Ärzte ausschließlich durch die Kassenärztliche Vereinigung Hessen (KVH) geregelt. 
Dieser liegen auch entsprechende Zahlen über Abgänge und Zugänge vor. 

Die KVH ist gemäß dem sog. „Sicherstellungsauftrags“ verpflichtet, die Versorgung der 
Versicherten sicherzustellen und Gewähr gegenüber den Krankenkassen und ihren 
Verbänden dafür zu übernehmen, dass die Versorgung den gesetzlichen und vertraglichen 
Erfordernissen entspricht. Dabei werden auch die zu erwartenden Abgänge berücksichtigt.

Das Frankfurter Gesundheitsamt hat hierzu am 16. November 2023 gemeinsam mit dem 
Vorstandsvorsitzenden der Kassenärztlichen Vereinigung Hessen, Frank Dastych, sowie 
Vertreter:innen der Ortsbeiräte eine Veranstaltung im Frankfurter Gesundheitsamt 
organisiert. Ziel war es, die aktuelle Situation offen zu besprechen, für das Thema zu 
sensibilisieren und Lösungsansätze zur Verbesserung der ambulanten Versorgung mit 
niedergelassenen Ärztinnen und Ärzten zu erreichen.



Die letztendliche Entscheidung über konkrete Maßnahmen und Zulassungen liegt jedoch 
immer bei der KVH. 


